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VORSPRUNG FÜR DEUTSCHLAND: 
Neues REGIEREN 2002 

ANGELA  MERKEL: 

Klarer Fahrplan für das vor 
uns liegende Jahr 

„Wir sind programma- 
tisch ein ganzes Stück wei- 
tergekommen", erklärte 
die Parteivorsitzende An- 
gela Merkel nach einer 
zweitätigen Klausurta- 
gung von Präsidium und 
Bundesvorstand am 15. 
Januar in Mainz. 

„Wenn wir das alles be- 
herzigen, wird unser Motto 

'Vorsprung für Deutschland 
- Neues Regieren 2002' 
nach der Bundestagswahl 
Realität werden." Daneben 
habe der Bundesvorstand 
Eckpunkte für den Fahrplan 
des laufenden Jahres be- 
schlossen und sich mit den 
bevorstehenden Wahl- 
kämpfen auseinander ge- 
setzt.     Fortsetzung Seite 3 
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ZUM  JAHRESANFANG 

FRIEDRICH   MERZ 

Schröder hat keinen Kompass 
Noch vor drei Wochen trat 
ein sichtlich zufriedener 
Kanzler in Berlin vor die 
Presse und verkündete: Das 
Jahr 2000 sei ein ökono- 
misch wie politisch erfolg- 
reiches Jahr für Deutsch- 
land gewesen. Er wolle mit 
dem alten Kabinett auch 
das neue Jahr gestalten. Das 
Wort des Kanzlers hatte ge- 
nau 21 Tage Bestand. Jetzt 
ist sein Kabinett wieder ein 
Stück mehr auseinander 
gebrochen. 

Das Jahr 2001 wird für 
Schröder ein schwieriges 
Jaht. Angesichts der struktu- 
rellen Defizite und der perso- 
nellen Inkompetenzen dieser 
Regierung werden die kurzat- 
migen Reparaturarbeiten 
Schröders nicht ausreichen. 
Der Bundeskanzler hat be- 
reits zur Mitte der Legislatur- 
periode die Parole ausgege- 
ben, keine Reformen mehr 
anzupacken. Die Bürgerin- 
nen und Bürger unseres Lan- 
des spüren, dass diese Regie- 
rung in den nächsten zwei 
Jahren den Stillstand verwal- 

ten wird. Dabei liegen doch 
die Probleme in unserem 
Land offen auf der Hand: 
• Das BSE-Problem ist kei- 
neswegs gelöst. Die plötzli- 
chen Rücktritte der Gesund- 
heitsministerin und des Land- 
wirtschaftsministers werfen 
ein bezeichnendes Licht auf 
den Zustand der Regierungs- 
koalition. Wochenlang wur- 
de der Bevölkerung vorge- 
gaukelt, sie könne bedenken- 
los Rindfleisch und andere 
Wurstwaren zu sich nehmen. 
Schließlich, nach schlechtem 
Krisenmanagement und 
reichlich spät, mussten die 
beiden verantwortlichen Mi- 
nister erkennen, dass sie das 
Vertrauen der Bevölkerung 
längst verloren hatten und die 

BSE-Krise so nicht in den 
Griff zu bekommen ist. 
• Die Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt ist und bleibt be- 
drückend. Die neuesten Zah- 
len zeigen: Die Bundesregie- 
rung ist ihrem Ziel, die Ar- 
beitslosigkeit deutlich abzu- 
bauen, nur wenig näher ge- 
kommen. Der Abbau der Ar- 
beitslosigkeit hat überwie- 
gend statistische Gründe: 
Jährlich verlassen mehr als 
200 000 Arbeitslose den Ar- 
beitsmarkt, weil sie Rentner 
werden. 
• Auch bei der Rentenre- 
form hält Schröder keinen 
klaren Kurs. Nach zwei- 
jährigem Experimentieren 
mit immer neuen Konzepten 
erlebt die Regierung mit 
ihrem Gesetzentwurf, den sie 
laufend ändert, ein totales 
Desaster. Er stößt auf einhel- 
lige Kritik der Fachleute. 
Noch nie ist das Vertrauender 
Rentnerinnen und Rentner 
und der Beitragszahler derart 
beschädigt worden wie in den 
letzten zwei Jahren unter der 
Regierung Schröder.        UD 
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KLAUSURTAGUNG 

Fortsetzung von Seite 1 
Mit Blick auf die von Ar- 

beitsminister Walter Riester 
geplante Rentenreform be- 
tonte Angela Merkel, der jet- 
zige Entwurf sei unzurei- 
chend. Deshalb habe der 
Bundesvorstand beschlos- 
sen, der aktuellen Vorlage 
nicht zuzustimmen: „Das ist 
alles andere als ein Konzept, 
das dreißig Jahre halten 
wird." Angesichts der anste- 
henden Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts 
über die Rentenbesteuerung 
sei es völlig inakzeptabel, 
das Rentengesetz jetzt im 
Eilverfahren zu verabschie- 
den. Zudem richte sich die 
Riester-Reform gegen die 
Frauen, insbesondere gegen 
die Witwen. 

Rot-Grün treibt 
einen Keil zwischen 
Landwirtschaft und 

Verbraucher 

Angela Merkel schlug 
weiter vor, eine unabhän- 
gige Verbraucherschutz- 
behörde auf Bundesebene 
einzuführen, die allein auf 
Grund ihrer Sach- und Fach- 
kunde tätig werde. Es könne 
nicht hingenommen wer- 
den, dass Rot-Grün einen 
Keil zwischen Landwirt- 
schaft und Verbraucher- 
schutz treibe. „Vorsorgen- 
der Verbraucherschutz 

ANGELA   MERKEL: 

Steinewerfer haben keinen 
Beitrag zur Freiheit geleistet 

Angela Merkel hat Bun- 
desaußenminister Fischer 
aufgefordert, sich für das 
falsche Bild zu entschuldi- 
gen, das er von der Bun- 
desrepublik der 60er und 
70er Jahre gezeichnet hat. 
Weder Steinewerfer noch 
RAF-Terroristen hätten 
einen Beitrag zur Freiheit 
dieses Landes geleistet. 

Dabei reiche es aber nicht 
aus, dasser sich nur bei einem 
bestimmten Menschen ent- 
schuldige. Er müsse schon in 
aller Öffentlichkeit und für 
jeden vernehmbar seine „to- 
tal verquere Sicht'" erklären 
und seinen Irrtum bekennen. 

muss integraler Bestandteil 
der Agrarproduktion sein", 
unterstrich die Parteivorsit- 
zende. Die Landwirte dürf- 
ten nicht an den Pranger ge- 
stellt werden. Vor allem sie 
hätten ein Interesse am Ver- 
braucherschutz. 

Als Konsequenz aus der 
BSE-Krise forderte Angela 
Merkel ein Bündnis von 
Verbrauchern, Landwirten 
und Wissenschaftlern. Die 
Parteivorsitzende sprach 
sich dafür aus, entgegen der 
heute   häufig  praktizierten 

Merkel in der Aktuellen 
Fragestunde des Bundestags 
am 17 Januar: „Wenn Fi- 
scher dazu nicht bereit ist, 
wird das schlimme Auswir- 
kungen auf die Gewaltbereit- 
schaft der heutigen Jugend 
haben." 

Die Menschen der ehe- 
maligen DDR haben vor 
zehn Jahren die Verände- 
rung „diktatorischer Bedin- 
gungen" auf friedlichem 
Weg erreicht. Darauf können 
wir stolz sein, versicherte die 
Parteivorsitzende, und auf 
Deutschland, „die freiheitli- 
che, solidarische, weltoffene 
Republik seit 1949". 

Produktförderung auch eine 
verstärkte Förderung der 
flächendeckenden Bewirt- 
schaftung zu unterstützen. 
Das setze allerdings voraus, 
dass es regionale und natio- 
nale Spielräume gebe, die 
gesamte Landwirtschafts- 
politik also nicht verge- 
meinschaftet werde. Dafür 
habe sich der Bundeskanzler 
jedoch bei den Verhandlun- 
gen um die Agenda 2000 ge- 
rade nicht eingesetzt. 

Außerdem kritisierte An- 
gela   Merkel   Äußerungen 
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KLAUSURTAGUNG 

DIE   BESCHLÜSSE   IN   MAINZ 

Vorsprung für Deutschland - 
Neues Regieren 2002 

Erklärung der Parteivorsitzenden An- 
gela Merkel zum Fahrplan 2001 
Zu BSE: Mit Verbrauchern und Land- 
wirten für gesunde Lebensmittel 
Zur Rentenreform: Riesters Renten- 
pläne sind nach wie vor nicht akzep- 

tabel 
Zum Arbeitsmarkt: Arbeit für alle - 

Chancen für alle 

Zur ESVP: Leitsätze für eine deutsche 
und europäische Außen- und Sicher- 
heitspolitik 

Den Wortlaut der Beschlüsse finden 
Sie als Dokumentation im Innenteil 
dieser Ausgabe und im Internet: 
www.cdu.de/infonet 

des Bundeskanzlers im Zu- 
sammenhang mit der mili- 
tanten Vergangenheit von 
Außenminister Fischer. In 
der Sendung „Sabine Chri- 
stiansen" habe Schröder am 
Sonntag Abend gesagt, „ge- 
brochene Biografien" könn- 
ten zum Vorbild für Jugend- 
liche von heute werden. 
„Das ist ein vollkommen 
falsches Signal", betonte die 
Parteivorsitzende. „Es kann 
und darf kein Markenzei- 
chen sein, dass man in sei- 
nem Leben Polizisten ver- 
prügelt haben muss, um er- 
folgreich zu sein." Wenn 
dies geschehe, sei der 
Kampf gegen Gewalltätig- 
keit in Deutschland verlo- 
ren. Die Parteivorsitzende 
forderte einen Unvereinbar- 
keitsbeschluss der Grünen 
von Gewalt und Parteimit- 
gliedschaft. 

Arbeit für alle: 
Flexibilität und 

Sicherheit 

Unter dem Motto „Arbeit 
für alle, Chancen für alle" 
habe sich der Bundesvor- 
stand außerdem mit dem 
Thema Arbeitslosigkeit be- 
schäftigt. Die CDU sei sich 
dabei mit Ludwig Georg 
Braun (DIHT), Frank Bsir- 
ske (ÖTV), Dieter Philipp 
(ZDH) und Ludolf-Georg 
von Wartenberg (BDI) ei- 
nig, dass die soziale Markt- 
wirtschaft Konjunktur habe. 
Allerdings müsse sie auf die 
neuen Wirklichkeiten ange- 
wendet werden. Merkel un- 
terstrich, dass „Flexibilität 
und Sicherheit" einander be- 
dingen würden. Es werde 
keine Sicherheit geben, 
wenn nicht alle zu Verände- 

rungen bereit seien. In die- 
sem Zusammenhang habe 
die CDU konkrete Vor- 
schläge vorgelegt. 

Auf der zweitätigen 
Klausurtagung verabschie- 
dete der Bundesvorstand 
auch Leitsätze für eine deut- 
sche und europäische Si- 
cherheitspolitik. Inden vom 
stellvertretenden Parteivor- 
sitzenden Volker Rühe vor- 
gelegten Papier plädiert die 
CDU dafür, dass Europa 
auf internationaler Ebene 
handlungsfähiger werden 
müsse. 

Eine Einbeziehung Eu- 
ropas in die geplante ameri- 
kanische Raketenabwehr 
wird begrüßt. Der Türkei 
soll der Status eines „asso- 
zierten Mitglieds" der Eu- 
ropäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik ver- 
liehen werden. UD 
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BRIEF   ZUM   JAHRESWECHSEL 

ANGELA   MERKEL: 

Unser Ziel ist ehrgeizig: 
Sieg bei der Bundestagswahl 2002 

Liebe Freunde, 
jeder von Ihnen hat an seinem 
Platz dazu beigetragen, dass 
mein Satz zum Abschluss des 
Essener Parteitages im April 
ein   dreiviertel   Jahr  später 
keine    rhetorische    Floskel 
mehr ist, sondern  Realität: 
Wir sind wieder da, habe ich 
damals gesagt. Ja, wir sind 
wieder da. Natürlich noch 
nicht am Ziel. Wir können 
es auch noch gar nicht sein. 
Das Ziel ist ebenso ehrgei- 
zig wie unverändert eines: 
Ich will unseren Sieg bei der 
Bundestagswahl 2002. 

Auf dem Weg dorthin 
werden wir alles dafür tun, 
das kommende Jahr 2(X)1 
zu einem guten und erfolgrei- 
chen Jahr für uns zu machen. 
Wir setzen auf Sieg mit Erwin 
Teufel in Baden-Württem- 
berg. Seine Politik setzt Maß- 
stäbe. Baden-Württemberg 
kann stolz sein auf seinen Mi- 
nisterpräsidenten Erwin Teu- 
lel. Wir setzen auf Sieg mit 
Christoph Bohr. Rheinland- 
Pfalz kann an frühere Zeiten 
anknüpfen und genauso 
erfolgreich sein wie seine 
Nachbarländer im Süden. 
Das Land braucht den Wech- 
sel und einen neuen Minister- 
präsidenten Christoph Bohr. 

Dann geht es mit großen 
Schritten in die Zielgerade 
dieser Legislaturperiode. Auf 
dem Weg bis zur Bundestags- 
wahl 2002 ist unser ärgster 
Feind übrigens nicht Bundes- 
kanzler Schröder. Denn wir 
sehen es doch: Nachdem wir 
indiesem Jahr wieder Tritt ge- 

Angela Merkel: Unser Kompass ist 
das christliche Menschenbild. Es 
bewahrt uns vor Beliebigkeit, vor 
Hochmut, vor vermeintlichen Al- 
ternativen und falschen Einteilun- 
gen - in Klassen oder Schichten der 
Gesellschaft, in (lewinner oder 
\ erlierer der Modernisierung. 

lasst hatten, gingen die rot- 
grünen Chaostage wieder los. 
Unser ärgster Feind ist der 
mangelnde Glaube an uns 
selbst. Ich bin überzeugt von 
unserem Wahlsieg 2(K)2. Wir 
müssen es nur wollen, aber 
mehr noch: Wir müssen auch 
wissen, was wir wollen. 

Wie können Politik und 
Medien sich auf den immer 
schneller werdenden Wech- 
sel von Nachrichten und The- 
men einstellen? Wie die 
ganzen Informationen verar- 
beiten? Wie das Wichtige 
vom Unwichtigen unter- 
scheiden? Und für uns - als 

Mitglieder einer großen 
Volkspartei - die entschei- 
dende Frage: Wie können 
wir angesichts der Fülle an 
Informationen Maßstäbe 
und Bewertungskriterien 
festlegen, Haltepunkte fin- 
den, Menschen erreichen, 
und zwar schneller und di- 
rekter als alle anderen? 

Es beginnt mit festen 
Überzeugungen, die sich 
nicht tagtäglich ändern, son- 
dern die uns wie ein Kompass 
Richtung und Ziel angeben. 
Unser Kompass ist das christ- 
liche Menschenbild. Es be- 
wahrt uns vor Beliebigkeit, 
vor Hochmut, vor vermeintli- 
chen Alternativen und fal- 
schen Einteilungen - in Klas- 
sen oder Schichten der Ge- 
sellschaft, in Gewinner oder 
Verlierer der Modernisie- 
rung, in Chancen oder Risiken 
technischer Entwicklungen. 

Wohin   solche   falschen 
Einteilungen  führen,  sehen 
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'BRIEF   ZUM   JAHRESWECH SEL 

wir in diesen Tagen an Ein- 
lassungen von Bundeskanz- 
ler Schröder zur Bio- und 
Gentechnik. Ich finde es 
furchtbar, wenn er ziellos und 
ohne Wertegerüst davon 
spricht, in der Bio- und Gen- 
technikdebatte sei kein Raum 
für „ideologische Scheuklap- 
pen". Dieses Wort fällt auf ihn 
zurück, denn seine Scheu- 
klappen haben nichts mit not- 
wendigen Grundsätzen zu 
tun. Die aber, das weiß zu- 
mindest sein grüner Koaliti- 
onspartner, sind in dieser De- 
batte bitter nötig. Das Klonen 
von Embryonen muss in 
Deutschland verboten blei- 
ben. Wir dürfen keine 
Dämme einreißen, die wir nie 
wieder einziehen können. 
Wir Christdemokraten wer- 
den auf der Grundlage unse- 
res Menschenbildes und der 
Würde jedes einzelnen Men- 
schen die Debatte um eine 
vernünftige Abwägung der 
Chancen und der Risiken von 
Bio- und Gentechnik in 
Deutschland bestimmen. 

Wir müssen die 
Sprache der Menschen 

sprechen 

Einen klaren Kompass zu 
haben, darf uns aber nicht 
dazu verleiten, starr und fest- 
gefahren zu werden. Denn 
als lebendige Volkspartei 
des 21. Jahrhunderts wissen 

wir, dass wir die Wirklich- 
keit um uns herum aufneh- 
men müssen. Was helfen die 
schönsten Programme, wenn 
wir die Sprache der Men- 
schen nicht sprechen? Wenn 
wir über ihre Köpfe hinweg 
reden? Die Lehre aus der 
Niederlage bei der Bundes- 
tagswahl 1998 ist nicht, uns 
in eine Wagenburg der guten 
alten Zeit klarer ideologi- 
scher Gegensätze zurückzu- 
ziehen, sondern neugierig zu 
sein. 

Konservativ kommt nicht 
von Konserve. Auch wir müs- 
sen uns immer wieder über- 
prüfen. Wir müssen uns er- 
neuern, damit Deutschland 
sich erneuert. Deshalb haben 
wir vor einem Jahr ein neues 
familienpolitisches Pro- 
gramm verabschiedet. Des- 
halb haben wir im November 
neue bildungspolitische 
Leitsätze vorgelegt. Deshalb 
haben wir eine Arbeitsgrund- 
lage beschlossen, mit der wir 
Ja zu einer geregelten Zuwan- 
derung in Deutschland sagen 
und den Rahmen für die Erar- 
beitung eines umfassenden 
Konzeptes für Zuwanderung 
und Integration setzen. Des- 
halb hat der Bundesvorstand 
das Konzept „Starke Bürger- 
starker Staat" im Oktober als 
Diskussionsgrundlage in die 
Gliederungen der Partei ge- 
geben. Wir wollen nicht mehr 
und nicht wenigeralsdie Fort- 
entwicklung unserer gesell- 

schaftlichen und gesamtstaat- 
lichen Ordnung im 21. Jahr- 
hundert. Der Staat muss wie- 
der vom Kopf auf die Füße ge- 
stellt werden. Die Politik 
muss wieder vom Bürger aus 
denken. 

Die Verankerung vor 
Ort herstellen 

Dazu gehört eine Stär- 
kung des ehrenamtlichen En- 
gagements der Bürger. Das 
Jahr 2001 ist auch das inter- 
nationale Jahr der Freiwilli- 
gen. Viele von Ihnen sind 
selbst in Vereinen, kirchli- 
chen und sozialen Organisa- 
tionen tätig. Millionen von 
Menschen leisten unbezahl- 
bare Dienste in diesen Ver- 
bänden. Es steht gerade uns 
Christlichen Demokraten gut 
an, die herausragenden Lei- 
stungen der Ehrenamtlichen 
zu würdigen. 

Die Verankerung vor Ort 
herstellen, Haltepunkte fin- 
den, das ist die eine Seite un- 
seres Lebens im 21.Jahrhun- 
derts. Die Veränderungen 
durch Globalisierung und Di- 
gitalisierung zur Kenntnis zu 
nehmen, das ist die andere 
Seite unserer Zeit. Wir müs- 
sen die Soziale Marktwirt- 
schaft weiterentwickeln zur 
Neuen Sozialen Marktwirt- 
schaft. Sie ist die Ordnung un- 
serer Gesellschaft, einer Wir- 
Gesellschaft - für die Entfal- 

6   UID 1/2001 



BRIEF   ZUM   JAHRESWECHSEL 

tung der eigenen Persönlich- 
keit und für die Bereitschaft 
zur Hilfe. 

„Dritte Wege" und „Neue 
Mitten" helfen nicht weiter. 
Wer wie Herr Schröder heute 
für die Einen eine Steuerre- 
form verabschiedet und mor- 
gen im Betriebsverfassungs- 
gesetz pauschal die Mitbe- 
stimmung ausweiten will, 
wer wie Rot-Grün heute mit 
einem Sonderprogramm die 
Jugendarbeitslosigkeit be- 
kämpfen will und morgen die 
Jungen in der Rentenreform 
überdurchschnittlich bela- 
stet, wer wie der Bundes- 
kanzler den Einen Green- 
Cards in Aussicht stellt, sich 
aber gegen ein umfassendes 
Konzept für eine geregelte 
Zuwanderung und Integra- 
tion sträubt, der legt den Auf- 
schwung in unserem Land in 
Ketten. 

Zu Ende denken 

Politisches Handeln aber 
ha) schließlich doch erst dann 
einen Sinn, wenn es einem 
einfachen Grundsatz folgt: 
dem Grundsatz, dass wir bei 
allem, was wir tun oder was 
wir lassen, zu Ende denken. 
Herr Schröder dagegen jagt 
von einem Schnellschuss 
zum anderen. 
• Denken Sie an die Öko- 
Steuer. Sie ist der K.O.fürdie 
Umwelt, für die Rentner, für 

die Familie und Berufspend- 
ler. Spätestens nach der Bun- 
destagswahl 2002 wird es 
diese K.O.-Steuer nicht mehr 
geben. 
• Oder nehmen Sie die 
Rentenreform. Der rot- 
grüne Zickzackkurs ist uner- 
träglich. Die Generationen- 
gerechtigkeit bleibt auf der 
Strecke. Was immer auch das 
endgültige Schicksal dieser 
Pseudo-Rentenreform von 
Schröder und Riester sein 
wird - wir werden 2002 eine 
Rentenreform in Angriff neh- 
men, die einen solchen Na- 
men wirklich verdient. 
• Und schauen wir auf die 
(iesundheitspolitik - sie ist 
gekennzeichnet durch völli- 
gen Stillstand. Die unsinnige 
Politik der Budgetierung 
grenzt einen großen Perso- 
nenkreis von notwendigen 
medizinischen Leistungen 
und vom medizinischen Fort- 
schritt aus. Das ist der direkte 
Weg in die Zwei-Klassen- 
Medizin. 
• Und nicht zuletzt der Ar- 
beitsmarkt - Fortschritte 
sind nur durch die demografi- 
sche Entwicklung zu ver- 
zeichnen, zusätzliche Jobs 
werden kaum geschaffen, die 
Schere zwischen Ost und 
West geht immer weiter aus- 
einander. Das ist die Bilanz 
nach zwei Jahren Rot-Grün. 
• Es wird deutlich: Der Re- 
gierung von Bundeskanzler 
Schröder fehlt ein Kompass, 

ihr fehlt die richtige Beschrei- 
bung der Wirklichkeit, und 
ihr fehlen die Bereitschaft und 
der Wille, zu Ende zu denken. 
Nicht umsonst ist „Nachbes- 
sern" die Hauptbeschäfti- 
gung dieser Regierung. 
Deutschland aber ist keine 
Reparaturwerkstatt, und die 
Menschen sind keine Ver- 
suchskaninchen. Sie haben 
eine andere Regierung ver- 
dient. Sie haben eine Regie- 
rung verdient, die weiß, was 
sie will, die weiß, warum sie 
es so und nicht anders macht. 

Wir schöpfen Kraft 
aus unseren Visionen 

und Traditionen 

Wir Christlichen Demo- 
kraten können stolz sein auf 
unsere Geschichte. Nur wer 
seine Wurzeln kennt und 
weiß, woher er kommt, kann 
auch eine Vorstellung von 
der Zukunft entwickeln. Wir 
schöpfen Kraft aus unseren 
Visionen und Traditionen. 

Das Jahr 2000 hat gezeigt: 
Die CDU arbeitet an sich. Wir 
suchen den Kontakt zu den 
Menschen. Die Union ist 
heute schon programmatisch 
weiter als alle anderen Par- 
teien. Das ist die Grundlage 
für unseren Sieg bei der Bun- 
destagswahl 2002. Das kom- 
mende Jahr 2001 kann mit Ih- 
rer Hilfe das Jahr der CDU 
werden. UD 
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PAUL   BREUER: 

Scharping ist Teil der Krise der 
Schröder-Regierung 

Zur Krise der Schröder- 
Regierung nach den Rück- 
tritten der beiden Minister 
Fischer und Funke er- 
klärte der verteidigungs- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion: 
Neben den beiden 

zurückgetretenen Ministem 
Funke und Fischer ist auch 
Verteidigungsminister 
Scharping ein Teil der Krise 
der Schröder-Regierung. 
Schon seit Wochen und Mo- 
naten zeigt sich, dass Schar- 
ping keine politische Durch- 
setzungsfähigkeit mehr be- 
sitzt. Von seiner Partei wurde 
er mit einem schlechten Er- 
gebnis bei der Wahl zum 
stellvertretenden Vorsitzen- 
den und vom Finanzminister 
im Kampf um den Verteidi- 
gungsetat abgemeiert. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion fordert den 
Bundeskanzler auf, endlich 
eine ideologiefreie, seriöse 
und finanziell glaubwürdig 
abgesicherte Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik zu 
machen und seine Verant- 
wortung wahrzunehmen. 
Die Zeit der platten Sprüche, 
bloßen Ankündigungen und 
medialen     Showveranstal- 

tungen ist vorbei. Es müssen 
endlich glaubhaft und nach- 
haltig Entscheidungen ge- 
troffen werden. Die Bundes- 
wehr ist ein viel zu sensibles 
Instrument, um weiter an ihr 
mit unausgegorenen Kon- 
zepten herumzudoktern. 

Mit Scharping an der 
Spitze schliddert die Bun- 
deswehr immer tiefer in die 
Krise. Die von Scharping 
groß angekündigte Reform 
der Bundeswehr droht zur 
Reformruine zu werden, 
Scharpings Reformeifer ist 
erlahmt. 

Statt auf der Basis eines 
glaubwürdigen sicherheits- 
politischen Konzepts wird 
die Bundeswehr allein aus 
finanziellen Zwängen mas- 
siv personell verkleinert. 
Statt intelligent zu investie- 
ren, wird auf Teufel komm 
raus am falschen Ende ge- 
spart. Statt Betriebsabläufe 

gemeinsam mit den Men- 
schen in der Bundeswehr 
sinnvoll zu optimieren, wird 
am falschen Ende rationali- 
siert. Die groß angekündigte 
Privatisierung in der Bun- 
deswehr bleibt schon aus 
rechtlichen Gründen oft in 
den Kinderschuhen stecken. 

Bei den bevorstehenden 
Entscheidungen zur zukünf- 
tigen Stationierung der Bun- 
deswehr steht Scharping die 
Stunde der Wahrheit bevor. 
Entgegen allen Beschwich- 
tigungen aus der Vergan- 
genheit wird er zahlreiche 
Standorte und Kasernen 
schließen müssen. 

Es wird sich zeigen, dass 
Scharping mit seinen ab- 
wiegelnden Hinweisen auf 
zu schließende Kleinststan- 
dorte der Bundeswehr und 
lediglich „betriebswirt- 
schaftlich begründete Opti- 
mierungen" den Mund zu 
voll genommen hat. 

Seine neueste Strategie, 
zunächst einmal Horrormel- 
dungen für Standorte ver- 
breiten zu lassen, um sich 
hinterher auch noch als Ret- 
ter feiern zu lassen, wenn es 
dann doch nicht so schlimm 
kommt, wird sicherlich 
nicht aufgehen. UD 
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BUNDESKABINETT 

NORBERT   LAMMERT: 

Wir brauchen endlich Ergebnisse 
statt Ankündigungen 

Zum Amtsantritt von 
Staatsminister Prof. Ju- 
lian Nida-Rümelin er- 
klärte der kultur- und me- 
dienpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: 

Schon am ersten Arbeits- 
tag muss der neue Staatsmi- 
nister Julian Nida-Rümelin 
die schmerzhafte Erfahrung 
machen, dass in der breiten 
Öffentlichkeit der Rinder- 
wahnsinn mehr Aufmerk- 
samkeit findet als die Kul- 
tur. Statt sympathische Illu- 
sionen über ein „neues In- 
teresse an der Kultur" zu 
pflegen, sollte der Nachfol- 
ger von Staatsminister Nau- 
mann unverzüglich die Auf- 
gaben anpacken, die ihm 
sein Vorgänger unerledigt 
hinterlassen hat: 
• Der immer noch nicht un- 
terzeichnete Hauptstadtkul- 
turvertrag muss in den deut- 
lich gewordenen Lücken 
und Übertreibungen korri- 
giert und endlich vereinbart 
werden. 
• Nach Verabschiedung 
der Verbesserung der steu- 
errechtlichen Rahmenbe- 
dingungen für gemeinnüt- 
zige Stiftungen muss end- 
lich die vom Bundestag ge- 

wollte und die von Regie- 
rung und Koalition zuge- 
sagte Ergänzung der zivil- 
rechtlichen Rahmenbedin- 
gungen für die Gründung, 
Aufsicht und Arbeit von 
Stiftungen auf den Weg ge- 
bracht werden. 
• Die von der Union im 
Deutschen Bundestag ein- 
geforderte Gesamtkonzep- 
tion nationaler Gedenkstät- 
ten, die neben dem Mahn- 
mal für die ermordeten Ju- 
den Europas und dem Jüdi- 
schen Museum auch die 
Realisierung der Topogra- 
phie des Terrors sichert, 
steht nach wie vor aus. 
• Eine Neuordnung Künst- 
lersozialversicherungsgesetz 
(KSVG), die sowohl die so- 
ziale Absicherung von 
Künstlern sicherstellt als 
auch eine Überforderung 
der finanziellen Verpflich- 
tungen Verwerter künstleri- 

scher Leistungen vermeidet, 
bei der sich der Bund seiner 
kultur- und sozialpoliti- 
schen Verantwortung nicht 
zu Lasten der Künstler und 
der Verlage, Galerien u.a. 
entziehen darf. 

Auch im Bereich der Me- 
dienpolitik sind eine Reihe 
angekündigter Initiativen 
bislang entweder noch gar 
nicht ergriffen oder ohne ab- 
schließendes Ergebnis ge- 
blieben: 
• Die Fortschreibung des 
Urheberrechts zur Siche- 
rung von Verwertungsrech- 
ten von Künstlern und Pu- 
blizisten, insbesondere in 
den Neuen Medien. 
• Eine nationale und eu- 
ropäische Filmförderung, 
die den Erwartungen ge- 
recht wird, die die Bundes- 
regierung im Rahmen des 
Bündnisses für den Film 
selbst erzeugt hat (Optimie- 
rung der Aktivitäten der Ex- 
port-Union des Deutschen 
Films, um eine effizientere 
Vertretung des deutschen 
Films im Ausland zu errei- 
chen; Zeitpunkt des Rück- 
falls der Verwertungsrechte 
an Spielfilmen von TV-Sen- 
dern an unabhängige Produ- 
zenten). UD 
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KLAUS   LIPPOLD: 

Die preistreibende Ökosteuer muss 
unbedingt abgeschafft werden 

Zur Diskussion um die 
Ökosteuer erklärte der 
stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Mit der 3. Stufe der 
Ökosteuer dreht die rot- 
grüne Regierung weiter an 
der Schraube ihrer unge- 
rechten, mobilitäts-, um- 
weit- und verbraucher- 
feindlichen Politik. Schon 
im vergangenen Jahr sind 
die Verbraucherpreise we- 
gen der hohen Kosten für 
Kraftstoff- und Heizöl um 
1,9 Prozent gestiegen. Die 
Aussichten für 2001 sind 
noch dramatischer. Auf- 
grund der 3. Ökosteuer- 
Stufe treiben die Kosten 
für Benzin, Heizöl, Strom 
und öffentliche Verkehrs- 
mittel immer weiter in die 
Höhe. 

Die Ökosteuer der Re- 
gierung Schröder ist nicht 
umweltfreundlich, aber sie 
ist verbraucherfeindlich. 

Benzin- und Strompreis- 
erhöhungen treffen nicht 
die Umweltsünder, son- 
dern Familien, Rentner und 
sozial Schwache. Beim 
Autofahrer wird abkas- 
siert, ohne dass er eine Ge- 
genleistung    erhält.    Die 

Ökosteuer gefährdet Ar- 
beitsplätze, vor allem im 
Transportgewerbe. 

Die       Position       der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion ist klar. Wir for- 
dern: 
• Die sogenannte Öko- 
steuer ist ökologisch und 
volkswirtschaftlich sinn- 
los. Diese „Ökosteuer" 
muss fallen! 
• In keinem Fall darf die 
Bundesregierung die Öko- 
steuer weiter anheben. Sie 

muss die vorgesehenen 
weiteren Stufen unbedingt 
aussetzen. 
• Die Bundesregierung 
muss ihre Verkehrs-, Um- 
welt- und Steuerpolitik so 
ausrichten, dass unge- 
rechte, ständig steigende 
Belastungen entfallen und 
gleichzeitig umwelt- 
freundliche Mobilität für 
alle Bürger möglich ist. 
• Die angestrebte und öko- 
logisch notwendige Redu- 
zierung des Energiever- 
brauchs wird nicht durch 
eine Ökosteuer erzielt, die 
nur zur Aufstockung der 
Rentenkassen gedacht ist. 
Der Energieverbrauch 
muss mit anderen Instru- 
menten gesteuert werden, 
die CDU/CSU hat entspre- 
chende Konzepte vorge- 
legt. 

MARIA   EICHHORN 

Das Urteil meint etwas anderes 
Zum rot-grünen Plan, statt 
einer Kindergelderhöhung 
die Kinderbetreuung aus- 
zubauen, die familienpoli- 
tische Sprecherin der CDU/ 
CSU: Damit wird die Re- 
gierung dem Beschluss des 

Verfassungsgerichts nicht 
gerecht. Es würde weder 
die Steuergerechtigkeit re- 
alisiert noch die Förderung 
des Erziehungsbedarfs von 
Kindern aller Altersgrup- 
pen gewährleistet. 
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SPD-FINANZEN 

Fast Schlusslicht 
• Auf den ersten Blick ein 
guter Wert: 3 Prozent Wirt- 
schaftswachstum im letzten 
Jahr. Bei näherem Hinsehen 
zeigt sich jedoch, dass das 
Wachstum im Jahresablauf 
von Quartal zu Quartal gerin- 
ger geworden ist. Die Aus- 
sichten trüben sich weiter ein: 
Geschäftsklima-Index seit 
Monaten rückläufig. Erwar- 
tetes Wachstum in diesem 
Jahr: nur noch 2,5 Prozent. 
Dietrich Austermann, haus- 
haltspolitischer Sprecher der 
CDU/CSU: Im Euro-Raum 
ist Deutschland inzwischen 
fast schon Schlusslicht. 

Ohne Schwung 
• Am Arbeitsmarkt auch 
weiterhin keine Dynamik. 
Arbeitslosenzahl gegenüber 
dem Vorjahr unverändert: 
deutliches Zeichen, dass die 
Arbeitsmarktpolitik der Bun- 
desregierung in die falsche 
Richtung geht. Peter Rauen, 
stellvertretender Vorsitzen- 
der der CDU/CSU: Statt das 
Arbeitsrecht zu flexibilisie- 
ren, hat Rot-Grün die Refor- 
men der Vorgängerregierung 
rückgängig gemacht und 
durch zusätzliche Belastun- 
gen der Wirtschaft neue Be- 
schäftigungshindernisse ge- 
schaffen. 

Muss vom Tisch 
• Die massive Kritikder Spit- 
zenverbände    BDA,    BDI, 

ANDREAS   SCHMIDT: 

Gericht doht SPD-Firma mit 
Ordnungsgeld 

Das Amtsgericht Char- 
lottenburg hat die zum 
SPD-Unternehmensreich 
gehörende „Reisebüro 
im Willy-Brandt-Haus 
GmbH", Berlin (HRB 
59302), im Dezember ulti- 
mativ aufgefordert, die 
Jahresabschlussunterla- 
gen für die Jahre 1996 bis 
1999 unverzüglich beim 
Amtsgericht, Handelsre- 
gister, einzureichen. 

Die „Reisebüro im 
Willy-Brandt-HausGmbH" 
ist bisher ihrer Offenle- 
gungspflicht nach den han- 
delsrechtlichen Bestim- 
mungen nicht nachgekom- 
men. Das Amisgericht hat 
ausdrücklich auf die Mög- 
lichkeit der Festsetzung ei- 
nes Ordnungsgeldes hin- 
gewiesen.      SPD-Schatz- 

DIHT an der rot-grünen Re- 
form des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes bestätigt: 
keine neuen Arbeitsplätze in 
den mittelständischen Betrie- 
ben, solange Mitbestim- 
mungstatbestände ausgewei- 
tet und Schwellenwerte abge- 
senkt werden. Hansjürgen 
Doss, mittelstandspolitischer 
Sprecher derCDU/CSU: Die 

meisterin Wettig-Daniel- 
meier hat „Focus" gegenü- 
ber eingeräumt, dass Ge- 
schäftsführungen von SPD- 
Unternehmen die Pflicht 
zur Offenlegung nicht 
erfüllt hätten. Sie will diese 
Gesetzesverstöße nach 
Kenntnisnahme sofort 
gerügt haben. Sie hat aber 
nicht gleichzeitig auch ge- 
klärt, seit wann ihr diese 
fortlaufenden Gesetzesver- 
stöße bekannt sind. Einer 
der Geschäftsführer der 
„Reisebüro im Willy- 
Brandt-Haus GmbH" ist 
nach dem Handelsregister- 
auszug vom 17. November 
2000 Jens Berendsen, zu- 
gleich Geschäftsführer der 
„Deutsche Druck- und 
Verlagsgesellschaft mbH 
(DDVG)". 

Novelle trägt die Handschrift 
der Gewerkschaften, die ei- 
nen Rückgang der durch Be- 
triebsräte vertretenen Mitar- 
beiter von 49 (1984) auf 39 
Prozent (1994) beklagen und 
immernoch unter Mitglieder- 
schwund leiden. Im Interesse 
der Arbeitnehmer und Be- 
schäftigungsuchenden - sie 
muss vom Tisch. UD 
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KURZ    &    BÜNDIG 

INFOS, die es nicht im 
Branchenbuch gibt, bietet 
jetzt die werbefreie Arzt- 
Auskunft auch im Internet 
an: www. Arzt-Auskunft.de. 
Die Besonderheit: Die Suche 
erfolgt anhand von Dia- 
gnose- und Therapieschwer- 
punkten. Dass die Auskunft 
der gemeinnützigen Stiftung 
Gesundheit in Kiel nicht ge- 
gen das ärztliche Werbe ver- 
bot verstößt, haben das Ober- 
landesgericht Schleswig und 
das Landgericht Düsseldorf 
entschieden. 

90 PROZENT aller Schu- 
len in Deutschland verfügen 
mittlerweile übereinen Inter- 
netanschluss. Es fehlen noch 
5000. die aber nach Auskunft 
von Telekom-Chef Ron 
Sommer in den kommenden 
drei bis vier Monaten folgen 
werden. Kosten pro Jahr: 125 
Millionen Mark. 

JEDER     DRITTE   der 
430.000 Bauernhöfe in 
Deutschland hat ebenfalls ei- 
nen Internet-Anschluss. Da- 
mit zählt die Agrarwirtschaft 
zu den Branchen mit der 
höchsten Internet-Nutzung 
oim Mittelstand. Philip Frei- 
herr von dem Bussche, Präsi- 
dent der Deutschen Land- 
wirtschafts-Gesellschaft 
(DLG): Die modernen Infor- 
mationstechnologien wer- 
den die Landwirtschaft mas- 
siv verändern. 

FERNSEHWERBUNG 
kommt ausgerechnet bei ei- 
nem Viertel der Lieblings- 
zielgruppe der Wirtschaft 
schlecht an. Nach einer Um- 
frage unter mehr als 5000 
Personen gehört dieser An- 
teil unterden 14-nis49-jähri- 
gen Fernsehzuschauern so 
den so genannten Wenig-Se- 
hern mit nur durchschnittlich 
20 bis 25 Minuten am Tag. 
Für die TV-Werbung, deren 
Reichweite normalerweise 
bei 16, 3 Prozent liegt, be- 
deutat das, dass sie nur zwei 
Prozent der Wenig-Seher er- 
reicht. 

SOFORTHILFE in Höhe 
von 80 Millionen Mark für 
kommunale und Hoch- 
schul-Bibliotheken hat der 
Deutscher Kulturrat gefor- 
dert. Warnung: Ohne diese 
Hilfe kann der Bestand an 
internationalen Zeitschrif- 
ten nicht mehr gehalten wer- 
den. Rund 30 Prozent mus- 
sten bereits abbestellt wer- 
den. Fachliteratur über In- 
ternet ist kein Ausweg. 
Denn der Internet-Zugang 
ist in der Regel teurer als ein 
Abonnement. 

IDEEN von Mitarbeitern ha- 
ben dem Siemens-Konzern 
im vergangenen Geschäfts- 
jahr fast eine halbe Milliarde 
Mark eingespart. Dafür er- 
hielten die Beschäftigten 
Prämien in Höhe von rund 43 

Millionen Mark. Zahl der 
eingereichten Vorschläge: 
100.000. 

ANWALTE beziehen neu- 
es Domizil im Berliner Be- 
zirk Mitte. Wie Michael 
Streck, Präsident des Deut- 
schen Anwaltvereins (DAV) 
mit bundesweit 53.000 Mit- 
gliedern, bei der Einwei- 
hung sagte, wird das sieben- 
stöckige Gebäude, das auch 
die Deutsche Anwaltaka- 
demie beherbergen wird, 
der Kristall isationspunkt 
der deutschen Anwaltschaft 
sein. 

ERSTKLÄSSLER   wer 
den an bayerischen Schulen 
in Zukunft eine Fremdspra- 
che-Englisch oder Franzö- 
sisch - lernen können. Ein 
entsprechendes Modell aus 
Frankreich soll an ausge- 
wählten Schulen im Frei- 
staat erprobt werden. Bis- 
her gibt es in Bayern Eng- 
lisch erst ab Klasse drei. 
Auch die Bundesvereini- 
gung der Deutschen Arbeit- 
geberverbände (BDA) hat 
Englischunterricht bereits 
für Erstklässler gefordert. 
Die Mehrzahl der deut- 
schen Unternehmen - zu- 
nehmend auch der Mittel- 
stand - brauche Mitarbei- 
ter, die die englische Spra- 
che so selbstverständlich 
wie Lesen, Schreiben und 
Rechnen beherrschen.   UD 
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UBERGANGSGELDER 
in Höhe von 25.000 Mark für 
drei Monate bzw. 24.500 
Mark einen Monat lang erhal- 
ten die beiden zurückgetrete- 
nen Minister Funke und 
Fischer. Funke wird danach 
21 Monatelang 12.500 Mark 
beziehen und ab seinem 55ten 
Lebensjahr eine monatliche 
Pension von 12.000 Mark er- 
halten. Andrea Fischer wird 
nach zweijähriger Amtszeit 
ab ihrem 60ten Lebensjahr 
eine Pension von 3.700 Mark 
beziehen. 

ÖLKOSTEN haben letztes 
Jahr die Verbraucherpreise 
um 1,9 Prozent in die Höhe 
getrieben. Das ist der höchste 
Anstieg seit 1997. 1999 be- 
trug die Infkitionsrate ledig- 
lich 0.6 Prozent. 

SOZIALHILFE sollte nach 
Ansicht des Präsidenten des 
Mo-Instituts für Wirtschafts- 
forschung, Hans-Werner 
Sinn, nur noch an Arbeitende 
gezahlt werden. Es sei Un- 
sinn, Menschen nur unter der 
Bedingung zu hellen, dass sic 
selbst nichts tun. Die nach sei- 
ner Vorstellung gezahlte 
Sozialhilfe würde niedrige 
Löhne ergänzen und mil dazu 
beitragen, Arbeitslosigkeit 
abzubauen. 

LOHNFORTZAHLUNG 
für kranke Arbeitnehmerwie- 
der einschränken, hat Hand- 

werkspräsident Dieter Phi- 
lippgefordert. BDI-Präsident 
Michael Rogowski unter- 
stützt den Vorstoß: „Die Ko- 
sten für die Lohnfortzahlung 
sind immer noch zu hoch." 
Auch nach Meinung des 
CSU-Wirtschaftsexperten 
Hans Michelbach MdB lässt 
sich der Krankenstand nur 
dann reduzieren, wenn „Ar- 
beitstage besser bezahlt wer- 
den als Krankentage". 

„ESTHER" heißt diebisher 
größte deutsche Gesundheits- 
studie. 15.(XX) Menschen im 
Alter zwischen 50 und 74 Jah- 
ren sollen sich nach einem ko- 
stenlosen und anonymen Ge- 
sundheitscheck alle zwei 
Jahre an einer umfangreichen 
Fragebogenaktion beteiligen. 
Ziel der Studie: in den näch- 
sten 20 Jahren einen genauen 
Überblick über gesundheitli- 
che Risikofaktoren zu gewin- 
nen. Die saarländische Ge- 
sundheitsministerin Regina 
Görner und Prof. Hermann 
Brenner vom Zentrum für Al- 
ternsforschung in Heidelberg 
bedauern allerdings, dass die 
Bereitschalt zur Teilnahme 
an der Studie noch zu wün- 
schen lässt. 

MITTELSTAND klagt über 
zunehmend schlechte Be- 
handlung durch Banken bei 
der Kreditvergabe. „Betrof- 
fen sind vor allem kleinere 
Unternehmen mit schwacher 

Gewinnentwicklung", erläu- 
tert Professor Karl-Werner 
Hansmann das Ergebnis einer 
Studie, an der sich mehr als 
500 Betriebe des Groß- und 
Außenhandels in Nord- 
deutschland beteiligt haben. 
Die einseitige Orientiertung 
auf den Unternehmenswert 
gibt Anlass zur Sorge um die 
Zukunft des Mittelstands in 
Deutschland. 

HANDWERK stöhnt unter 
der Markmacht von Han- 
dels- und Industrieriesen. 
Gut 41 Prozent der Hand- 
werksfirmen in NRW be- 
stätigen in einer Umfrage, 
dass die „ruiniöse Preiskon- 
kurrenz" durch Supermarkt- 
ketten. Preis- und Abnahme- 
diktate von Großkunden ihre 
ohnehin geschwächte Er- 
tragssituation weiterhin ver- 
schlechtere. Allein das Tä- 
tigwerden des Staates bei 
haustechnischem Service, 
Installation und Wartung so- 
wie im Bereich Telekommu- 
nikation gefährde Zehntau- 
sende von Arbeitsplätzen. 

IMPORTE haben erstmals 
die 100-Milliarden-Grenze 
überschritten. Nach Angaben 
des Statistischen Bundesamts 
hat die Bundesrepublik im 
November 2(XX) Waren im 
Wert von 102.1 Milliarden 
Mark eingeführt. Waren im 
Wert von 110,7 Milliarden 
exportiert. UD 
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EUROPA 

XIV.   EVP-KONGRESS   IN   BERLIN 

Angela Merkel: Soziale Marktwirtschaft 
ist Modell für Europa 

Die Parteivorsitzende hat 
die in der Europäischen 
Volkspartei (EVP) zu- 
sammengeschlossenen 
Parteien aus 26 Ländern 
dazu aufgerufen, die so- 
ziale Marktwirtschaft 
zum Wirtschaftsmodell 
eines geeinten Europas zu 
machen. 

„Wir müssen die Vor- 
stellung der sozialen 
Marktwirtschaft verteidi- 
gen und fortentwickeln", 
sagte sie in Berlin auf dem 
EVP-Kongress bei einer 
Podiumsdiskussion: „Wir 
brauchen einen Ordnungs- 
rahmen. Der Markt allein 
schafft das nicht." 

Jeder muss am 
gesellschaftlichen 

Wohlstand teilhaben 
können 

Es sei sicher zu stellen, 
dass jeder Mensch Teilha- 
ber am gesellschaftlichen 
Wohlstand sein könne, 
sagte Merkel. Das Grund- 
element der sozialen 
Marktwirtschaft, für Soli- 
darität unter den Menschen 
zu sorgen, dürfe nicht über 
Bord geworfen werden. 

Die luxemburgische EU- 
Kommissarin Viane Reding 
und der ehemalige portugie- 
sische Premierminister An- 
tonio Cavaco-Silva warben 
für eine größere Beachtung 
der Ausbildung in Europa. 
Ansonsten würden „neue 
Grüben gegraben", sagte Re- 
ding. „Es darf niemand auf 
der Strecke bleiben." Com- 
puter und Internet seien kein 
Selbstzweck, sondern nur In- 
strumente. Es reiche nicht, 
wenn in den künftigen Schul- 
klassen nur Computer stün- 
den, aber Lehrer fehlten, die 
Kinder in der neuen Techno- 
logie unterrichten könnten. 

Nach Ansicht von Ca- 
vaco-Silva müssen die Re- 
gierungen weiter dafür sor- 
gen, dass sich die wirtschaft- 
liche Effizienz in ihren Län- 
dern verbessert. Dabei stän- 
den alle europäischen Re- 
gierungen unter Druck, die 
Steuerlasten zu senken, weil 
sie durch die Globalisierung 
dazu gezwungen würden. 
Für die Regierungen werde 
es daher immer schwieriger, 
notwendige Umverteilun- 
gen des Reichtums in den 
Gesellschaften mit den Mit- 
teln des Steuerrechts herbei- 
zuführen. 

Der EVP-Kongress, an 
dem 600 Delegierte teil- 
nahmen, verabschiedete 
eine Ergänzung des EVP- 
Programms, in dem die 
Vereinigung unter ande- 
rem weitere tief greifende 
Reformen der EU verlangt 
- insbesondere eine Ab- 
grenzung der Kompeten- 
zen der EU und der einzel- 
nen Mitgliedsstaaten. 

Die Verantwortung für 
den anderen gilt global 

Der Chef der UN-Um- 
weltorganisation UNEP, 
der ehemalige Umweltmi- 
nister Klaus Töpfer, 
sprach sich für eine 
größere Solidarität zwi- 
schen den Ländern der 
Welt aus. Der Grundge- 
danke der Sozialen Markt- 
witschaft, Verantwortung 
auch für den anderen zu 
übernehmen, müsse auch 
global gelten. 

UiTB/J 
Wortlaut des 

„Berliner Dokuments" 
(Europa vollenden): 
www.cdu.de/politik- 

a-z/dokumentationen/ 
berliner-dokument.htm 
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HANS-GERT  PöTTERING  VOR   DEM   EVP-KONGRESS   IN   BERLIN: 

Ja oder Nein zu Nizza ist abhängig 
von Post-Nizza-Prozess 

Kritisch hat sich der Vor- 
sitzende der EVP-ED- 
Fraktion im Europäischen 
Parlament, Hans-Gert 
Pöttering, in seiner Rede 
/.um Abschluss des EVP- 
Kongresses in Berlin über 
den Vertrag von Nizza 
geäußert. Die Beurteilung 
von Nizza sei jetzt davon 
abhängig, wie sich der 
Post-Nizza-Prozess ent- 
wickeln werde. 

Ihre endgültige Haltung 
zu Nizza werde die EVP- 
ED-Fraktion, mit 232 Abge- 
ordneten die mit Abstand 
größte Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, zwar erst 
nach den Beratungen im 
Konstitutionellen Aus- 
schuss des EP festlegen. Al- 
lerdings sei schon jetzt deut- 
lich, dass der Vertrag nicht 
den Erwartungen seiner 
Fraktion entspreche. 

Ausweitung der Mehr- 
heitsentscheidungen 

Dies gelte vor allem für 
die mangelnde Ausweitung 
der Mehrheitsentscheidun- 
gen im Ministerrat und die 
gleichzeitige Ausweitung 
der   Mitentscheidung   des 

Europäischen Parlaments. 
„Nizza ist seinem histori- 
schen Auftrag nicht gerecht 
geworden", erklärte Pötte- 
ring vor dem Kongress. 

Insbesondere habe sich 
auch die Methode der Re- 
gierungskonferenz als über- 

holt erwiesen. Die erfolgrei- 
che Konferenz zur Erarbei- 
tung der Grundrechtscharta 
könne ein Beispiel für eine 
bessere Arbeitsmethode in 
der Zukunft sein. Die end- 
gültige Haltung der EVP- 
ED-Fraktion werde auch da- 
von abhängen, ob der' Nach- 
Nizza-Prozess' klare Per- 
spektiven und Verpflichtun- 
gen zur Überwindung der 
Defizite anbietet. Der 
schwedischen und belgi- 
schen Ratspräsidentschaft 
im Jahr 2001 komme dabei 
besondere Verantwortung 
zu. ^ 

ANGELA   MERKEL: 

Die Bürger müssen Europa 
verstehen 

Der    Erfolg    Europas 
hangt nicht zuletzt an der 
Reformfähigkeit der Eu- 
ropäischen Union. Nizza hat 
viele nicht zufrieden gestellt - 
auch mich nicht. Europa 
muss handlungsfähig sein. 
Das erfordert klare Refor- 
men für die Institutionen.und 
es erfordert eine klare Defi- 
nition der Aufgaben, die eu- 
ropäisch   erledigt   werden 

sollen. Das ist der Grund, 
warum ich so nachdrücklich 
fib' eii ten Verfasst trigs \ ri ti ag 
eintrete, der die Kompetenz- 
Verteilung zwischen der 
Union und den Mitgliedstaa- 
ten regelt. Wir wollen die 
Akzeptanz durch die Bürger. 
Das setzt voraus, dass die 
Menschen Europa verstehen. 
Aus der Eröffnungsrede 
der Parteivorsitzenden 
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^- Pöttering setzte sich 
nachdrücklich für hand- 
lungsfähige und starke Ge- 
meinschaftsinstitutionen 
und eine klare Abgrenzung 
der Kompetenzen der Eu- 
ropäischen Union und der 
Nationalstaaten ein. Auch 
müsse sich in Zukunft das 
Ergebnis der Europawahlen 
in der Zusammensetzung 
der Kommission widerspie- 
geln, die vom Europäischen 
Parlament eingesetzt werde. 
Über all diese Fragen müsse 
der Dialog jetzt intensiv 
fortgeführt werden. 

Die Entscheidung 
über den Beitritt nicht 

verzögern 

Pöttering ließ keinen 
Zweifel daran, dass „wie 
auch immer unsere Ent- 
scheidung zu Nizza aus- 
fällt", diese Entscheidung 
den Beitritt der Völker aus 
der Mitte Europas zur Eu- 
ropäischen Union nicht ver- 
zögern dürfe. „Die Erweite- 
rung der Europäischen Uni- 
on ist für uns eine histori- 
sche, politische und morali- 
sche Aufgabe", sagte Pötte- 
ring. Die EVP-ED-Fraktion 
sei stolz darauf, dass ihre In- 
itiative für erste Beitritte zur 
Union bereits vor den Euro- 
pawahlen 2004 - und damit 
die Beteiligung erster Völ- 
ker aus der Mitte Europas an 

WILFRI ED   MARTENS: 

Die Sozialisten waren ohne Vision 
Vor einem Monat wurde 

der Vertrag von Nizza aus- 
gehandelt. Mich hat er- 
schreckt, in welcher Atmo- 
sphäre diese Verhandlun- 
gen stattgefunden hohen. 
Keine Partnerschaft, son- 
dern nationales Prestige 
und wenig Willen zu ge- 
meinsamen Lösungen stan- 
den im Vordergrund. 

Vor zehn Jahren haben 
die Staats- undRegierungs- 
chefs den MaastrichterVer- 
trag ausgehandelt. Auch 
diese Verhandlungen wa- 
ren sicher nicht einfach. 
Aber es gab einen wie htigen 

diesen Wahlen - nicht nur 
vom Europäischen Parla- 
ment, sondern auch von der 
Kommission und dem Gip- 
fel in Nizza übernommen 
wurde. 

Eine deutliche Warnung 
richtete Hans-Gert Pötte- 
ring an den Ministerrat. 
Dieser werde mit dem 
entschiedenen Widerstand 
der größten Fraktion im 
Europäischen Parlament 
rechnen müssen, wenn er 
etwa versuchen sollte, die 
Kommission als Gemein- 
schaftsinstitution zu 
schwächen. Der Minister- 
rat   müsse    vielmehr   im 

Unterschied: Die Regie- 
rungschefs aus den Reihen 
der EVP- GiulioAndreotti. 
Helmut Kohl, Ruud Lub- 
bers,.lohn Major, Konstan- 
tinos Mitsotakis, Anibal 
Cavac o Silva, Jac ques San - 
ter, Pol Schglüter und ich 
selber - hatten eine Vision 
von Europa. 

Diese Vision haben die 
Sozialisten nicht. Ich freue 
mich deshalb, dass Helmut 
Kohl - der Ehrenbürger 
Europas - heute abend zu 
uns sprechen wird. 

Aus der Eröffnungsrede 
des EVP-Präsidenten 

Sinne von Transparenz, Of- 
fenheit und Durchschau- 
barkeit reformiert werden. 

Der EVP-Kongress nahm 
am 13. Januar eine von 
der EVP-ED-Fraktion ein- 
gereichte Entschließung zu 
dem Post-Nizza-Pro/css 
und das Kongressdokument 
„Eine Union der gemeinsa- 
men Werte" sowie weitere 
Entschließungen an. 

uirar/4 
Weitere Informationen 
zum EVP-Kongress sind 
auf der Internet-Seite 
der EVP-ED-Fraktion 

www.epp-ed.org 
verfügbar. 
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XX. PARTEIFÜHRERKONFERENZ IN BERLIN 

EDU plädiert für zügige EU-Erweiterung 
Anlässlich der XX. Par- 
teiführerkonferenz der 
Europäischen Demokra- 
tischen Union (EDU) hat 
deren Vorsitzender, der 
finnische Einanzminister 
Sauli Niinisto. Kritik an 
den Ergebnissen der 
Konferenz von Nizza 
geäußert. 

Bei diesem Treffen der 
europäischen Staats- und 
Regierungschefs sei deut- 
lich geworden, dass es Eu- 
ropa vor allem an Visionen 
und Führerschaft fehle. Zu- 
gleich betonte Niinisto die 
Notwendigkeit, an der Ost- 
erweiterung der Europäi- 
schen Union festzuhalten. 

Die Parteivorsitzende 
Angela Merkel hob hervor, 
dass Nizza ungeachtet al- 
ler Ungereimtheiten und 
Mängel die Voraussetzun- 
gen für den Erweiterungs- 
prozess geschaffen habe. 
Dieses Signal sei für viele 
Mitgliedsparteien der 
EDU aus Osteuropa „un- 
glaublich wichtig". „Mit 
besonderer Freude" habe 
sie deshalb miterlebt, dass 
die ungarische Regie- 
rungspartei (Fidesz-MPP) 
und die slowakische MKP- 
SMK Mitglieder in der 
EDU geworden seien. Ins- 
besondere Ungarn gehöre 

zu den Ländern, die große 
Anstrengungen unterneh- 
men würden, um schnell 
Mitglied er Europäischen 
Union zu werden. Aller- 
dings müsse um die eu- 
ropäische Einigung immer 
wieder neu gekämpft wer- 
den, wie das Beispiel der 
Ausgrenzung Österreichs 
durch die sozialistischen 
Regierungen zeige. Eine 
solche Handlungsweise 
führe die auf gemeinsamen 
Verträgen beruhende eu- 
ropäische Integration ad 
absurdum. 

Als ein „Faszinosum" 
bezeichnete der bayerische 
Ministerpräsident und 
CSU-Vorsitzende Edmund 
Stoiber die Leistungen der 
EDU seit 1978. Damals sei 
es unvorstellbar gewesen, 
dass sich einmal Parteien 
aus ganz Europa zusam- 
menschließen        könnten. 

Stoiber äußerte Verständnis 
für die Kritiker der Regie- 
rungskonferenz von Nizza. 
Er stellte jedoch zugleich 
klar, dass es ohne die Ratifi- 
zierung keine Osterweite- 
rung geben werde. Zudem 
gefährde man eine „ver- 
nünftige" Vorbereitung der 
Regierungskonferenz im 
Jahre 2004. Dort müssten so 
weit reichende Entschei- 
dungen getroffen werden 
wie die Kompetenzab- 
grenzung und die Kompe- 
tenzverteilung zwischen 
den immer zahlreich wer- 
denden Mitgliedstaaten und 
der europäischen Ebene. 

MBB 
Wortlaut der 

„Berliner Erklärung" 
der EDU-Konferenz: 
www.cdu.de/politik- 
a-z/parteitag/edu- 
berliner-erklaerung- 

110101.htm 
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Zu viel Anfang 

„Jedem Anfang", so sagt 
Hermann Hesse, „wohnt ein 
Zauber inne." Der Bundes- 
kanzler würde auf solche 
Zauber gern verzichten. Es 
gibt viel zu viele Anfänge in 
seinem Kabinett, so viele wie 
noch in keinem bundesdeut- 
schen Kabinett in einem so 
kurzen Zeitraum. Und mit je- 
dem Rücktritt werde/i die 
Fragen an Gerhard Schröder 
lauter: Wo bleibt die Füh- 
rung.wo bleibt die Autorität? 
Wo bleiben Solidarität, Kon- 
tinuität und Reife des rot-grü- 
nen Regierungshandelns? 
Wo bleiben Verlässlichkeit 
und Vertrauen in eine Politik, 
wenn deren Beständigkeit die 
Unbeständigkeit ist ? 

Süddeutsche Zeitung 

Tief zerrissen 

Im Schachspiel ist die Ro- 
chade ein intelligenter Zug, 
der die gewohnte Schlacht- 
ordnung auf dem Feld auf- 
reißt: Der Tausch von König 

und Turm rettet den König an 
den Spielfeldrand, die Flan- 
kenfigur des Turms be- 
herrscht fortan das Zentrum. 
Nichts anderes hat Bundes- 
kanzler Schröder gemacht, 
als er die Spitzen des Gesund- 
heits- und des Landwirt- 
schaftsministeriums aus- 
tauschte - und mit ihnen so- 
gleich die Zuordnungen. Was 
wie eine Offensive für den 
Verbraucherschutz verkauft 
wird, ist nichts anderes als 
eine offenbar gewordene Re- 
gierungskrise. Zum Ausdruck 
kommt eine tiefe Zerrissen- 
heit in der rot-grünen Koali- 
tion. Die Welt 

Versagen Schröders 

Die Geduld der Bevölke- 
rung mit einer Regierung, die 
nach zwei Jahren am leben- 
den Objekt der Bundesrepu- 
blik Deutschland noch immer 
das Regieren übt, geht lang- 
sam zu Ende. Der Kanzler will 
dem Volk verkaufen, dass 
quasi alle etwas von der nun 
erfolgen Kabinettsumbil- 
dung hätten. Er präsentiert 
sich wieder als Macher. Zu- 
erst aber bleibt der Vorgang 
als Versagen im kollektiven 

Gedächtnis haften. Auch als 
ein Versagen Schröders. Die 
Bilanz der rot-grünen Regie- 
rung ist, nüchtern betrachtet: 
Das erste Jahr völlig ver- 
korkst, das zweite Jahr Reor- 
ganisation und Erfolge, und 
das dritteJahrbeginntwieder 
mit Chaos. Die Deutschen 
wollen aber mit ihrer Stimm- 
abgabe üblicherweise kein 
I ic ketfür eine politisc he A < 7/- 
terbahnfahrt lösen. 

Berliner Zeitung 

Sinkendes Schiff 

Was macht einen Bundes- 
kanzler ans? Die Riclitlini- 
enkompetenz in der Sache 
und die Steuerungskraft 
beim Personalaufgebot. Ist— 
an beidem gemessen - Ger- 
hard Schröder ein starker 
oder ein schwacher Kanz- 
ler? Zu seinem Glück läßt 
sich die Frage nicht aussch- 
ließlich mit den Hinweisen 
auf sein Renten-"Basta" 
und seine Solidaritätser- 
klärungfür die beiden BSE- 
Minister beantworten, zu 
seinem Pech aber auch nicht 
mit Hinweisen auf 
Gegenbeispiele.  Die  letzte 
Woche   der   Bundespolitik 
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lässt sich bestenfalls mit dem 
Refrain „Alles im Griff auf 
dem sinkenden Schiff" be- 
singen. 

Frankfurier Allgemeine 

In der Krise 

Schröder kann es sich 
nicht schön reden. Seine Re- 
gierung steckt tief in der 
Krise. Sieben Minister-Rück- 
tritte in zwei Jahren- wenn 
das SO weitergeht, wäre seine 
gesamte frische Mannschaft 
zur nächsten Wahl aufge- 
braucht.       Rheinisehe Post 

Überfordert 

Doppelrücktritte sind in 
der an Ministerrücktritten 
reichen deutschen Ge- 
schichte eine absolute Ra- 
rität. Wenigstens so weit 
haben Gesundheitsministe- 
rin Fischer und Landwirt' 
schaftsminister Funke ge- 
stern Geschichte geschrie- 
ben. Der Grund für die dop- 
pelte Demission wird nicht 
als Ruhmestat in die Ge- 
schichtsbücher eingehen: 
Heide Minister hatten bei der 
Bewältigung der BSE-Krise 

mit vielen Fehlern das Ver- 
trauen der Verbraucher ver- 
spielt.      Sächsische Zeitung 

Drehtür 

Allmählich entwickelt sii 7/ 
die Regierung S( hröder zu ei- 
ner Drehtür für durchrei- 
sende Politiker. Eigentlich 
sollte nur der Staatsminister 
für Kultur ausgetauscht wer- 
den. Nun ist aus der kleinen 
Frischzellenkur ein großer 
Aderlaß geworden. Nach La- 
fontaine, Hombach, Müntefe- 
ring und Klimmt sind Fischer 
und Funke die Abgänge Num- 
mer 5 und 6 in kaum mehr als 
einer halben Wahlperiode. 
Das hat es schon lange nicht 
mehr gegeben. Das Ansehen 
der Regierung ist abermals 
im Sinken begriffen. 

Frankfurter Allgemeine 

Desaströs 

Die BSE-Krise ist auch 
eine Krise der Regierung 
Schröder. Wie im Fall des 
Verkehrsministers Klimmt 
hat der Kanzler wieder keine 
gute Figur gemacht, weder 
den Ernst der Lage erkannt 

noch durchgegriffen. Wie im 
ersten desaströsen Jahr sei- 
ner Regierung hat er die 
Dinge schleifen lassen und 
sich mit Solidaritätsbekun- 
dungen um die drohende 
Kabinettsumbildung herum- 
gedrückt. Die Welt 

Wie lange noch? 

Mit dem Abschied der Mi- 
nister sechs und sieben steht 
Schröder plötzlich vor der 
größten Krise seiner rot-grü- 
nen Kanzlerschaft. Der Lack 
ist endgültig ab, die perso- 
nelle Schwindsucht grassiert. 
Fast schlimmer als das BSE- 
Virus. Jetzt geht es ans Einge- 
machte. Vor allem: Der Ma- 
cher ist nicht mehr Herr des 
Verfahrens, sondern Getrie- 
bener. Jetzt rächt sich, dass 
Schröder nicht selbst agierte 
und die unter Beschnss gera- 
tenen Ressortchefs aus- 
tauschte, als noch Zeit dazu 
war. Unweigerlich wird sich 
nun der Domino-Effekt fort- 
setzen.Nachdem zwei weitere 
Steine kippten, ist die Frage, 
wie lange sich Riester. 
Joschka Fischer und Co. 
noch halten. 

Leipziger Volkszeitung 
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Wohlgelaunt grüsst der „Alte": Wander- 
Eine neue Ausstellung der 
KAS würdigt unter dem 
Titel „Der erste Kanzler" 
Leben und Werk Konrad 
Adenauers. Sie ist gedacht 
für den „schnellen Ein- 
satz" bei Tagungen und 
Vortragsveranstaltungen. 

„Konrad Adenauer im 
Portrait. Fotografien 1917- 
1966" heißt eine vielbeach- 
tete Fotoausstellung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung. 
Sie stellt den Portraitierten 
und die Kunst des fotografi- 

schen Portraits als gleicher- 
maßen interessante Themen 
nebeneinander. 

Seit 1992 im In-und Aus- 
land unterwegs ist die Aus- 
stellung „Konrad Adenauer. 
Deutscher und Europäer". 
Sie benötigt mindestens 100 
Quadratmeter Stellfläche. 
Ansprechpartner für die 
Ausstellungen ist Peter Zün- 
dorf, Konrad-Adenauer- 
Stiftung, HA Politische Bil- 
dung, Tel.: 02236/707231, 
Fax: 02236/7074 13. 

Zum nächstmöglichen Ter- 
min ist die Stelle einer/s 

Kreisgeschäftsführerin/ 
Kreisgeschäftsführers 

der CDU Hannover Stadt 
neu zu besetzen. 

Die Kreisgeschäftsstelle 
ist die zentrale Anlauf- und 
Verwaltungsstelle für 20 
Ortsverbände mit zusam- 
men knapp 2.500 Mitglie- 
dern. 

Die Geschäftsführerin 
bzw. der Geschäftsführer 
leitet die Geschäftsstelle mit 
zurzeit 2 Mitarbeiterinnen. 
Zu den Aufgaben der 
Bewerberin bzw. des Be- 
werbers gehören insbeson- 
dere die Verwaltung des 
Etats, die Vorbereitung, 
Durchführung und Organi- 
sation von Kreisvorstands- 

sitzungen, Kreisparteitagen, 
Mitgliederversammlungen, 
Fachtagungen und Kon- 
ferenzen jeglicher Art, die 
Planung, konzeptionelle 
Gestaltung und Überwa- 
chung umfangreicher Wahl- 
kampfaktivitäten, die orga- 
nisatorische Betreuung der 
Gebietsverbände der Partei, 
ihrer Vereinigungen und Ar- 
beitskreise. 

Wir suchen eine selbst- 
bewusste und engagierte 
Persönlichkeit, die in der 
Lage ist, diese und eine Viel- 
zahl weiterer und interes- 
santer Aufgaben zu erfüllen. 
Wir erwarten von der 
Stelleninhaberin bzw. dem 
Stelleninhaber ein Höchst- 
maß an zeitlicher Flexi- 
bilität, hohe Einsatzbereit- 
schaft,   sicheres   Auftreten 

und die Fähigkeit, Funk- 
tionsträger, Mitarbeiter und 
Mitglieder zu motivieren. 

Grundvoraussetzung für 
die Einstellung ist der Ab- 
schluss einer beruflichen 
Ausbildung. Wir setzen die 
Beherrschung moderner 
Bürokommunikationstech- 
niken und Kenntnisse des 
Rechnungswesens voraus. 
Vom Stelleninhaber wird 
die Mitgliedschaft in der 
CDU erwartet. 

Bewerbungen mit den 
üblichen Unterlagen unter 
Angaben des Eintrittsda- 
tums und der Gehaltsvor- 
stellung sind zu richten an: 

CDU Hannover Stadt, 
Dr. Hanns-Georg Fricke, 

Vorsitzender, 
Walderseestraße 21, 

30177 Hannover. 

20   UID 1/2001 



KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

ausstellungen zum Adenauer-Jahr 2001 
Ein „Karikaturen-Kabi- 

nett" mit Adenauer-Karika- 
turen von Wilhelm Härtung 
hat Paul Wink von der Aden- 
auer-Stiftung zusammenge- 
stellt. Es ist zunächst in der 
Akademie der Stiftung in 
Berlin zu sehen und steht da- 
nach für weitere Ausstellun- 
gen zur Verfügung. An- 
sprechpartner: Paul Wink, 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
Berlin, 
Tel.: 030/26996280, 
Fax: 030/26996275. 

Die Junge Union Deutsch- 
lands sucht zum nächstmög- 
lichen Zeitpunkt für die Bun- 
desgeschäftsstelle in Berlin 
eine/einen 

Referent/in für 
Internationale Arbeit 

Aufgaben: • Zuarbeit für 
die Bundesvorsitzende/den 
Bundesvorstand der Jungen 
Union • Geschäftsführung 
der Internationalen Kommis- 
sion in Zusammenarbeit mit 
den ehrenamtlichen Bundes- 
vorstandsmitgliedern im Be- 
reich internationale Arbeit • 
Kontaktpflege zu den inter- 
nationalen Organisationen, 
insbesondere auf europäi- 
scher Ebene • Vorbereitung 
und Durchführung von Semi- 
naren und Konferenzen • 
Recherche,   Materialsamm- 

rONKAD 
ADENAUER 

IM PORT KAU   I1>I7-I%6 

lungen und Korrespondenz 
Anforderungen:   •  abge- 
schlossenes        Hochschul- 
/Fachhochschulstudium    • 
Beherrschung     von     zwei 
Fremdsprachen in Wort und 
Schrift  (Englisch  obligato- 
risch)  •  Erfahrung in der 
Verbandsarbeit der Jungen 
Union bevorzugt • sicherer 
Umgang mit PC (Win, Word, 
Excel, Internet, E-Mail) • 
Höchstalter 30 Jahre Vergü- 
tung: in Anlehnung an BAT. 

Schriftliche    Bewerbun- 
gen einschließlich aller übli- 
chen Unterlagen sind bis zum 
2. Februar 2001 an die 

ßundesge.schäftsstelle 
der Jungen Union, 

Michael Hahn, 
Inselstr. 1 b 

10179 Berlin-Mitte 
zu richten. 

Angela Merkel: 

„Die Grundgedanken 

der Politik Adenauers - 

Einsatz für Demokratie, 

Freiheit, Frieden und 

sozialen Ausgleich - 

sind auch im neuen 

Jahrhundert Maximen 

politischen Handelns." 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

BURGER on STAAT 

Eine AKTION DER CDU ZUM 
INTERNATIONALEN JAHR DER 

FREIWILLIGEN   2001 

Aktionsleitfaden 

Leitfaden „Bürger machen Staat" 
Eine Aktion der CDU zum 
„Internationalen Jahr der Freiwilligen" 2001 

Bestell-Nr.: 4711 

Preis je 20 Expl. 28,00 DM (14,32 EURO) 

Verpackungseinheit: 20 Expl. 

CDU 

Broschüre „Die Wir-Gesellschaft" 
Über die Notwendigkeit einer 

„Neuen Sozialen Marktwirtschaft" 
von Dr. Angela Merkel 

Bestell-Nr.: 5701 

Preis je 50 Expl. 28,00 DM (14,32 EURO) 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 

Broschüre „Aufbruch in die 
lernende Gesellschaft" 

Beschluss des Bundesausschusses 
der CDU Deutschlands 

vom 20. November 2000 in Stuttgart 

Bestell-Nr.: 5704 

Preis je 50 Expl. 47,00 DM (24,03 EURO) 

Verpackungseinheit: 50 Expl. 

Über die Notwendigkeit einer 
Neuen Sozialen Marktwirtschaft 

CDU 

Aufbruch IN DIE 
LERNENDE GESELLSCHAFT 
Bildungspolitische Leitsatz 

CDU 
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ÖFFENTLICHKEITS ARBEIT ' 

Sie ist ökologisch 
unsinnig. 

äJ** 

Sie ist ungerecht: 

^•"•-'- 

Sparbuch „Ökosteuer" 
DIN AO 

Bestell-Nr.: 5707 

Preis je 100 Expl. 22,00 DM (11,25 EURO) 

Verpackungseinheit: 100 Expl. 

Plakate „Ökosteuer" 
DINA0 

Bestell-Nr.: 8710 

Preis je 50 Expl. 70,00 DM (35,79 EURO) 

Verpackungseinheit: 50 Expl. 

DIN Al 

Bestell-Nr.: 8709 

Preis je 50 Expl. 35,00 DM (17,90 EURO) 

Verpackungseinheit: 50 Expl. 

Der SCHÖNSTE PLATZ 
FUR DIE ÖKOSTEUER! 

CDU 

4 
Sie STEIGT. UND STEIGT. UND STEIGT. 
WEG MIT DIESER 1 K.O.STEUER. 

CDU 

Postkarte „Ökosteuer" 
DIN Al 

Bestell-Nr.: 5707 

Preis je 50 Expl. 15,00 DM (7.67 EURO) 

Verpackungseinheit: 50 Expl. 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Aktionstipp 
Verteilen Sie jetzt auf Betriebs-, Supermarkt- 
parkplätzen oder im Parkhaus den Eiskratzer 
zusammen mit dem neuesten Info-Material. 
Über das nützliche und sehr begehrte Werbe- 
mittel hinterlassen Sie bei jedem Autofahrer 
einen positiven Eindruck. 

Bestell-Nr.: 9890 

Preis je 100 Expl.: 89 - DM (45,50 EURO) 

zzgl. 16% MwSt. 

Verpackungseinheit: 100 Expl. 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 025241911310 

e-mail: 
du-shop@bertelsmann.de 


